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Udo Emst Simonis

„Rhein-Sanierung“: Ökonomische Probleme 
und Fragestellungen

Bei der Vorlage des dritten Jahresberichts des Umweltbundesamtes im Juli 1979 sagte der für die 
Umweltpolitik zuständige Bundesinnenminister, daß Umweltschutz angesichts der jüngsten wirtschaftlichen 
Entwicklungen keineswegs leichter geworden sei. Gleichzeitig, so meldeten die Nachrichtenagenturen, habe 
sich der Minister positiv über den Erfolg der Maßnahmen zur Säuberung des Rheins und des Bodensees 
geäußert.
Zweifel sind angebracht zumal nach den Initiativen in den Ländern Baden- Württemberg und Bayern, das 
,,Abwasserabgabengesetz“ zu verhindern bzw zu verwässern. Zu denjenigen, die gewisse Fortschritte in der 
„Rhein-Sanierung“ nicht leugnen aber skeptisch bleiben, ob die in diesem Bereich der Umweltpolitik 
vorhandenen Konflikte überhaupt ausreichend thematisiert sind, gehört der Verfasser des im folgenden 
abgedruckten Thesenpapiers, das einem Symposium über,, Umweltverantwortung am Beispiel des Rheins“ 
zugrunde lag, welches der Wissenschaftliche Beirat des für Umweltfragen Beauftragten des Rates da 
Evangelischen Kirche in Deutschland Ende Juni in Bonn veranstaltet hat. Wir drucken dieses Thesenpapia 
mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß sich ähnliche Argumente sicherlich auch im Hinblick auf andern 
Gewässer und andere Regionen der Bundesrepublik Vorbringen ließen.

1. Das Umweltproblem als Strukturproblem

Zu den konstitutiven Merkmalen von Umweltpro­
blemen imallgemeinen und der Umweltprobleme 
des Rheins imbesonderen gehören einerseits objek­
tive wirtschaftlich-gesellschaftliche Strukturen und 
andererseits subjektive Verhaltensweisen inner­
halb dieser Strukturen, die einander gegenseitig 
bedingen. Dementsprechend sind Strukturwand­
lungen und Verhaltensänderungen konstitutive Be­
standteile der allgemeinen Umweltpolitik -  und 
auch einer speziellen Politik zur Sanierung des 
Rheins, im Sinne der Verminderung der ökologi­
schen Belastung dieses Gewässers und seines Ein­
zugsbereichs. Umweltpolitik ist darüberhinaus und

im speziellen Fall der konkretisierte Zusammen­
hang von Situationsanalyse, Zielgewinnung und 
-bestimmung, Instrumenten- und Maßnahmenaus­
wahl und Einsatz dieser Instrumente und Maßnah­
men in Hinblick auf die gesetzten Ziele (Implemen­
tation).
Das Rheingebiet ist ein Beispiel höchst vielfältiger 
und zum Teil stark konfliktreicher Nutzungen. Im 
Gutachten „Umweltprobleme des Rheins“ des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen von 1976 
werden die Erscheinungsformen, von denen Um­
weltprobleme bzw Umweltgefährdungen ausgehen, 
mit den folgenden Kategorien umschrieben: Bevöl­
kerungsdichte; Industrialisierungsgrad; Verkehrs­
dichte und Kraftwerksdichte. Diesen Kategorien
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^sprechen konkrete, ökonomisch relevante, re­
gionale und sektorale Strukturen bzw Entschei- 
jjungsebenen, und zwar: a) die Siedlungsstruktur; 
t,) die Wirtschaftsstruktur; c) die (materielle) In­
frastruktur; d) die Standortstruktur (hier Energie­
versorgung).
In dem Maße, wie man in diesen ökonomisch 
relevanten Erscheinungsformen und den ihnen 
entsprechenden Strukturebenen entscheidende Be- 
jtimmungsgründe der Umweltproblematik des 
Rheins sieht, stellt sich als die Grundaufgabe einer 
aktiv-gestaltenden Umweltpolitik die Frage der 
(kurz-, mittel- oder langfristigen) Entwicklung bzw 
her Veränderbarkeit dieser Strukturen, im Sinne 
ihrer umweltschonenderen Ausgestaltung. Die Be­
urteilung der derzeitigen und der zu erwartenden 
Signifikanz der Umweltprobleme des Rheins wird 
dann abhängig von der Betrachtung und Einschät­
zung der konkreten Entwicklungstendenzen auf 
den oben genannten Strukturebenen.

Eine erste Fragestellung zur Rhein-Sanierung kann 
daher lauten: Gibt es Entwicklungstendenzen in 
den genannten Bereichen der Siedlungs-, der Wirt­
schafts-, der Infrastruktur und der Standortstruk­
tur, von denen Entlastungswirkungen oder aber 
weitere Verschärfungen für die Umweltprobleme 
des Rheins ausgehen oder zu erwarten sind? Spezi­
eller formuliert: In welcher Weise und in welchem 
Ausmaße sind die Tendenzen in den einzelnen 
genannten Strukturbereichen gegenläufig und 
warum? Welcher Nettobelastungs(entlastungs-)ef- 
fekt ist insgesamt von diesen Entwicklungen zu 
erwarten?
Neben diesen angesprochenen Tendenz-Prognosen 
zu den genannten Strukturbereichen stellt sich die 
umweltpolitisch relevante Frage, inwieweit die ge­
nannten Erscheinungen der überproportional ho­
hen Bevölkerungsdichte, des hohen Industrialisie­
rungsgrades, der hohen Verkehrsdichte und Kraft­
werksdichte bisher überhaupt als Ansatzpunkte 
einer aktiven Umweltpolitik begriffen werden. Ver­
änderungen in der Siedlungsstruktur, der Wirt­
schaftsstruktur, der Infrastruktur und der Standort- 
Struktur scheinen bisher in eigentlichem Sinne 
jedenfalls nur unzureichend betrieben zu werden 
zur Reduzierung der vorhandenen Umweltproble­
me des Rheingebietes.
Wenn und in dem Maße wie solche Thesen differen­
ziert verneint werden, erhebt sich die Frage danach, 
welche Grundlagen bisher fehlen und welche Vor­
aussetzungen noch geschaffen werden müssen, be­
vor ein konsistentes, sektoral und regional inte­
griertes Konzept zur Bewältigung der Umweltpro­

bleme des Rheins entwickelt werden kann. Wie läßt 
sich die Notwendigkeit der Rhein-Sanierung stär­
ker als bisher einbinden in die regionale Entwick­
lungsplanung und die sektorale Strukturpolitik von 
Bund, Ländern und Gemeinden?

2. Das Umweltproblein als Verhaltensproblem

Umweltschonende Verhaltensweisen sind grund­
sätzlich auch innerhalb an sich unveränderter oder 
nur wenig veränderter sektoraler und regionaler 
ökonomischer Strukturen denkbar. Je nach Ak­
teurs-Typus sind umweltbeeinflussende Verhal­
tensweisen unterschiedlich stark ausgeprägt; die 
aus der Wirtschafts- und Politikwissenschaft stam­
mende Kategorisierung von Verhaltensweisen 
(-mustern) zeigt dies in deutlicher Weise. Verein­
facht ausgedrückt, sind umweltbeeinflussend rele­
vant: beim Konsumenten das „free-rider-Ver- 
halten“ , beim Investor das Bestreben der Koste­
nabwälzung auf Dritte, bei Staat und Kommunen 
die Minimierung des Umweltbudgets, bei der Ad­
ministration das Bestreben um Konfliktreduzie­
rung. Völlig unbeantwortet sind bisher die Fragen, 
wie bedeutsam jeweils das „free-rider-Verhalten“ , 
die „Kostenabwälzung“ , die „Kostenminimierung“ 
und die „Konfliktreduzierung“ beim Entstehen von 
Umweltproblemen sind.

Bezogen auf die Umweltprobleme des Rheins ist zu 
fragen: Wie sind die Entwicklungstendenzen im 
konkreten Verhalten der (wichtigsten) umweltbe­
einflussenden Akteure einzuschätzen und in wel­
chem Maße sind die beobachtbaren Verhaltenswei­
sen gegenläufig? Neben diesen Tendenz-Einschät­
zungen stellen sich auch hier die umweltpolitisch 
relevanten Fragen, etwa: Welche neuen Ansatz­
punkte gibt es, in den konstatierten Bereichen zur 
effektvollen Verhaltensänderung zu kommen, diese 
anzuregen oder durchzusetzen und wie können 
vorhandene Ansätze zu umweltschonendem Ver­
halten bei den einzelnen Akteuren speziell für das 
Ziel der Rhein-Sanierung aktiviert werden? Ist 
dabei das Potential der Selbstregulierung des Ver­
haltens eher hoch einzuschätzen, welchen Beein­
flussungsspielraum gibt es hier?
Wie in anderen Bereichen der Umweltpolitik ist 
auch im Plinblick auf die Behebung der Umweltpro­
bleme des Rheins der vermutete Konflikt zwischen 
der zu treffenden Umweltschutzmaßnahme und der 
betriebswirtschaftlichen Rentabilität der von der 
Maßnahme betroffenen Wirtschaftsaktivität von 
ganz erheblicher Bedeutung, was die allgemeine
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Diskussion angeht. Trifft diese Vermutung zu und 
wenn ja, in welchem Maße? Was sind demgegenü­
ber die positiven volkswirtschaftlichen Effekte ei­
ner aktiven Rhein-Sanierung? Lassen sich vielleicht 
die Beschäftigungseffekte in Abstufung vom Inve­
stitionsaufwand quantifizieren und entsprechend 
für die umweltpolitische Diskussion „mobilisie­
ren“? Oder: Ist der Umweltschutzgedanke auch am 
Beispiel des Rheins mit dem Beschäftigungsargu­
ment stärker alimentierbar?

3. Das Umweltproblein als Informationsproblem

Der Rhein hat keine ausreichend starke Lobby, 
auch das „Rheingutachten“ von 1976 ist kaum mehr 
in der öffentlichen Diskussion. Dagegen ist der 
Begriff und das Problem des „Vollzugsdefizits“ im 
Umweltschutz ein politisches Thema, in dem Sinne, 
als die Frage gestellt ist, inwieweit eine als unzurei­
chend empfundene Verwirklichung umweltpoliti­
scher Zielsetzungen auf Schwierigkeiten und Hin­
dernisse beim Einsatz der vorgesehenen Instrumen­
te und Maßnahmen zurückzuführen sei. Dieser 
Sichtweise des Umweltproblems ist die Frage vor­
gelagert, ob die einzelnen Elemente einer konsi­
stenten Umweltpolitik (Situationsanalyse, Zielbe­
stimmung, Instrumentenauswahl, Evaluierung) ih­
rerseits ausreichend präzisiert und bekannt sind. 
Trotz erheblicher Anstrengungen und Vorberei­
tungen zur Beseitigung allgemeiner und spezieller 
Informationsdefizite, dürfte auch im Hinblick auf 
die Umweltprobleme des Rheins die These wichtig 
sein, daß bereits die Analyse der Situation nicht 
ausreichend fundiert ist.
Dabei liegen nicht so sehr in meßtechnischem Sinne 
(wohl aber in der Veröffentlichung von Meßdaten) 
als vielmehr in ökonomischer Hinsicht weiterhin 
große Informationsdefizite vor. Die Kosten der 
(weiteren) Schädigung des Rheinwassers und des 
Grundwassers sind nicht hinreichend ermittelt, 
auch die jeweiligen Kosten der Schadensverhinde­
rung in Abhängigkeit von Wirksamkeitsgraden sind 
nicht ausreichend bekannt. Eher bekannt sind 
dagegen die staatlichen Investitionsaufwendungen. 
Seit 1970 sind auf der deutschen Seite des Einzugs­
gebietes des Rheins für Abwasserreinigung, Klär­
anlagen und Kanalisation rund 11 Milliarden DM 
von Bund, Ländern und Gemeinden insgesamt 
aufgebracht worden. Hinzu kommen etwa 2 Mil­
liarden DM Investitionsaufwendungen für Projekte 
der privaten Industrie. Die Zahl der am Rhein und 
seinen Nebenflüssen seit 1970 in Betrieb genom­
menen Kläranlagen beträgt rund 700, während

gen

einige Städte ihre Abwässer nachwievor ungeklärt 
(oder nur durch einfache Filtersiebe gereinigt) in 
den Rhein ablassen. Über die Nutzen öffentliche,, 
wie privater Umweltschutzinvestitionen liegen hin- 
gegen keine überzeugenden Angaben vor -  worin 
nicht zuletzt ein wesentlicher Grund für die geringe 
politische Priorität der Rheinproblematik zu sehen 
sein dürfte.

Die Ursachenanalyse der Umweltprobleme des 
Rheins macht in bemerkenswerter Weise halt vor 
der Frage einer sachlichen und differenzierenden 
aber konkreten Ermittlung und Einschätzung der 
ökonomischen Interessenkonstellationen bei allen 
Umwelt-Akteuren, sowohl bei den Handlungsinter­
essen der Konsumenten und Investoren, als auch des 
Staates und der Administration. Welche ökonomi­
schen und politischen Vorteile ziehen die (wichtig, 
sten) Akteure aus dem Status quo der Rheinver­
schmutzung? Welche Nachteile erwarten und erfah­
ren sie dagegen aus einer aktiven Politik der 
Rhein-Sanierung?
Die Informationsdefizite, die die Beantwortung 
solcher Fragen erschweren, führen zu der These, 
daß die Zielbestimmung bei der Rhein-Sanierung 
insgesamt bisher nicht ausreichend präzise und 
fundiert und auch nicht konsensfähig ist. Während 
bezüglich der Frage der Festlegung von allgemeinen 
Wassergütekriterien eine gewisse Tradition vor­
herrscht, sind regionsspezifische, zeitlich und stu­
fenfixierte bzw nutzungsorientierte Kriterien um­
stritten oder aber nicht vorhanden. In der Öffent­
lichkeit zu wenig bekannt ist insbesondere der 
konkrete Zusammenhang von Wassergütekriterien 
und notwendigen Investitionskosten, wodurch indi­
viduelle Abwägungen erschwert oder unmöglich 
gemacht werden.
Bisher wenig artikuliert im Sinne der Zieldiskussion 
ist aber auch der ganz konkrete, handfeste Zusam­
menhang zwischen der Rheinwasserverschmutzung 
und den steigenden Kosten der Trinkwasseraufbe­
reitung. Sauberes Rheinwasser ist kein Selbstzweck 
mehr. Nach Schätzungen von Wasserversorgungs­
unternehmen wird der Bedarf an Trinkwasser in der 
Bundesrepublik in den nächsten 20 Jahren um rund 
50% ansteigen. Diese zusätzliche Menge ist zum 
größten Teil nur noch aus Oberflächenwasser zu 
gewinnen. Hierdurch wird das Sauberkeitsgebot 
auch zur Vermeidung gesundheitlicher Gefahren 
notwendig. Sauberes Trinkwasser aus verschmutz­
tem Rheinwasser zu gewinnen, wird bei den zu 
erwarteten Bedarfsmengen zugleich ein hoch'* 
kostspieliges Unterfangen.
Wichtig im Hinblick auf die Zieldiskussion dürfte
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nich die Frage sein, ob nicht die kommunalen 
yei'schmutzer speziellere Zielvorgaben, im Sinne 
von Leitvorgaben, erhalten sollten und in welcher 
ŷ /gise diese (von wem) finanziell alimentiert wer­
den müßten.

bisher entwickelte Instrumentarium zur Rhein- 
Sanierung ist aus ökonomischer Sicht weder voll­
ständig noch widerspruchsfrei. So steht einerseits 
die Frage an, in welcher Weise und für welche 
■ygilaufgaben der Informationsstand über das r e ­
gulative Instrumentarium (Vorsorge, Sanierung, 
Überwachung und Sanktionierung) zu verbessern 
ist. Angesichts der allgemein konstatierten perso­
nellen Engpässe im bisherigen Vollzug der regulati­
ven Politik ist nicht ausreichend klar, wo zum 
Beispiel die Prioritäten für den zukünftigen Perso­
nalabbau liegen oder liegen sollten. Darüber hin­
aus aber steht zur Entscheidung an, ob das vorge­
sehene a n r e i z o r i e n t i e r t e Instrumentarium (Ab­
wasserabgabengesetz iwS) nutzbar sein wird, aber 
auch, in welcher Weise es zu verbessern wäre. 
Beispielsweise: Wie ließen sich die eher negativen 
Verteilungswirkungen der Abwasserabgabe (etwa 
aufgrund der Überwälzung von Umweltabgaben 
auf den Produktpreis in Abhängigkeit von der 
konkreten Marktmacht des Verschmutzers) neutra­
lisieren? Welche komplementären oder divergie­
renden Beziehungen bestehen zwischen dem regu­
lativen Instrumentarium und dem Anreizinstrumen­
tarium im Hinblick auf die Wasserproblematik und 
wie kann ihr Gesamteffekt optimiert werden?

i Das Umweltproblem als Vollzugsproblem

Die Probleme, die bei der Implementation (Erfül­
lung, dem Vollzug) der Umweltpolitik (Programm- 
und Projektimplementation) auftreten und ihrer­
seits die Verwirklichung postulierter Ziele beein­
trächtigen, lassen sich in mindestens drei Katego­
rien fassen: a) Probleme, die sich aus einem Um­
weltprogramm selbst ergeben; b) Probleme der 
Handlungsfähigkeit (Abhängigkeit und Orientie­
rung) der Vollzugsinstanzen; c) Probleme, die 
durch die Einstellung bzw das (ökonomische) Ver­
halten der Adressaten und der interessierten oder 
betroffenen Dritten entstehen.
Die Umweltprogramme in der Bundesrepublik 
gehören bisher im wesentlichen dem Typus „öffent­
liche Investitions- bzw Subventionsprogramme“ 

Entsprechend stellen sich eine Reihe von 
Fragen nach der Effizienz dieses Politik-Typus: 
Sind zB die Kriterien bei öffentlichen Subventions­

programmen richtig gesetzt? In welchem Maße 
führen sie zu ganz bestimmten technologischen 
Projektlösungen (nach Größe und Kapitalintensi­
tät) und schließen andere aus? Ist die Präferenzie- 
rung bestimmter Kommunetypen, die sich heraus­
gebildet hat, weiterhin sinnvoll und ökonomisch 
vertretbar? In welchem Maße fördern die bisheri­
gen Programme „unheilige Allianzen“ zwischen 
Verschmutzern und öffentlicher Hand, zwischen 
Subventionsempfängern und Subventionsgebern? 
Was die Probleme der Handlungsfähigkeit oder der 
Abhängigkeit und Orientierung) der Vollzugsin­
stanzen des Umweltschutzes angeht, so stellt sich 
auch für die Rhein-Sanierung das Problem der 
richtigen Balance ihrer Tätigkeit (zwischen Vorsor­
ge, Sanierung, Überwachung und Sanktionierung), 
einschließlich der Frage, welche finanziellen Vor­
aussetzungen und ökonomischen Konsequenzen 
dabei jeweils involviert sind. Auch die spezielle 
Organisation des Vollzuges des Gewässerschutzes 
(Organisationsform der allgemeinen Verwaltung, 
Sonderbehördenverwaltung, Mischform der Zu­
ständigkeitsverteilung) erscheint diskussions- oder 
ausbaubedürftig. Der Tätigkeitsanlaß für Behörden 
(Beschwerden, Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten, Eigeninitiative) müßte rationalisiert und unter 
Einbeziehung ökonomischer Aspekte geprüft wer­
den, weil nur so die Widerstandskraft der Ver- 
schmutzer verringert und die allgemeine Durchset­
zungskraft der Behörden erhöht werden kann.

Von besonderer Bedeutung für die Einstellung 
beziehungsweise das Verhalten der Verschmutzer 
und interessierter Dritter ist die social cost-Proble- 
matik, das ist die Durchbrechung bzw Außeracht­
lassung des Prinzips der korrekten Zurechnung der 
Kosten privatwirtschaftlicher (aber auch öffentlich­
wirtschaftlicher) Tätigkeit: Zur Vermeidung oder 
Verringerung eigener Kosten belasten (private wie 
staatliche) Wirtschaftseinheiten die Umwelt oder 
die Allgemeinheit. Es ist fraglich, ob dieser Mecha­
nismus der Ko'sten-Abwälzung als entscheidende 
Ursache der Umweltprobleme des Rheins ausrei­
chend erkannt ist. In dem Maße, wie dieser Zusam­
menhang nicht öffentlich diskutiert, sondern ver­
drängt wird, ist die Frage nicht abwägbar, ob 
vielleicht Arbeitsplätze in der verschmutzenden 
Industrie gesellschaftlich wünschenswerter sind als 
Arbeitsplätze in der Umweltschutzindustrie. 
Allgemein gesprochen betrifft dieser Zusammen­
hang die Frage, warum das „Verursacherprinzip“ 
im Hinblick auf die Rhein-Sanierung so niedrig 
gehandelt wird. Die Verschmutzung des Rheins ist 
-  wie ausreichend nachgewiesen wurde -  durch eine
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außerordentliche Konzentration auf einige wenige 
Hauptverursacher charakterisiert. Das „Rheingut­
achten“ sagt hierzu unteranderem: „Etwa 80% der 
... gemessenen Nettoverschmutzung aus deutschen 
Direkteinleitungen in den Rhein (könnten) durch 
eine Konzentration auf einige wenige Einleiter 
(Verschmutzer) zurückgehalten werden“ (Umwelt­
probleme des Rheins, aaO, S. 197). Warum wird 
diese technisch naheliegende Möglichkeit nicht, 
oder nur unzureichend genutzt?
Außer in den ökonomischen (Partial-)Interessen der 
privaten und staatlichen Verschmutzer -  aufgrund 
allgemeiner Wirtschaftlichkeits- und Rentabili­
tätsüberlegungen, Umweltschutzmaßnahmen nicht 
zu ergreifen bzw zu minimieren -  liegt in der 
besonderen Art der kommunalen und staatlichen 
Wirtschaftsförderung möglicherweise eine weitere 
wichtige Ursachenkette, die der kritischen Betrach­
tung ihrer Widersprüche unter umweltpolitischen 
Gesichtspunkten bedarf. So sagt das „Rheingutach­
ten“ hierzu beispielsweise: „Solange die Interessen 
der Wirtschaftsförderung dominant sind, werden 
die großen Flüsse weiterhin zu Abwassertranspor­
tern deklassiert“ (aaO, S 146). (Daß eine ähnliche 
Argumentation inbezugauf die Siedlungsstruktur 
und die damit verbundenen Strukturbereiche zu­
treffen könnte, sei hier nur ergänzend vermerkt.) 
Ganz sicherlich wären erhebliche Konsequenzen 
aus einer entsprechenden Analyse und Korrektur 
der Wirtschaftsförderung inhinblickauf die konkre­
ten Umweltprobleme des Rheins zu erwarten.

5. Umweltpolitik durch ökonomische Anreize

Umweltschutz kann auch anders als durch regulati­
ve Politik betrieben werden. Bei der Frage nach 
alternativen Politikformen geht es einerseits um die 
Sinnhaftigkeit positiver beziehungsweise negativer 
Anreiz-Instrumente, andererseits aber auch um 
deren voraussichtliche Effektivität.<Positive Anrei­
ze informvon (direkten oder indirekten) Subventio­
nen haben eine längere Tradition. Die Verabschie­
dung des Abwasserabgabengesetzes im Jahre 1976 
war in der Bundesrepublik der erste wichtige Schritt 
zur Einführung negativer Anreize zwecks Realisie­
rung umweltpolitischer Ziele -  es wurde als „rich­
tungsweisende Neuentwicklung“ auf dem Wege zu 
sauberem Wasser gelobt. Unmittelbare regulative 
Maßnahmen der Behörden sollten mit diesem 
Instrument teils überflüssig gemacht, teils ergänzt 
werden.
In Hinblick auf diesen Instrumentenansatz sind vor 
und nach der Verabschiedung des betreffenden

Gesetzes viele Fragen vorgebracht worden. Nach 
der angekündigten Bundesrats-Initiative der Lätv 
der Bayern und Baden-Württemberg zur Wieder, 
aufhebung des Gesetzes, seiner zeitlichen Verzöge, 
rung oder zur weiteren Senkung der Abwasserabgg. 
be, erfordern verschiedene dieser Fragen erneut 
eine Antwort. Worum es nicht gehen darf, ist djc 
Demontage des Abwasserabgabengesetzes. Wich- 
tig wäre aber seine Verbesserung, insbesondere im 
Hinblick auf Berechnungsverfahren, Abgabenhöhe 
und Personal zu seiner Durchführung.

Im Gefolge der Entstehungsgeschichte dieses Ab- 
Wasserabgabengesetzes ist die These formuliert 
worden, daß „aus einem Schutzgesetz für die 
Umwelt ein Schutzgesetz für die Umweltver­
schmutzer wurde“ (Benno Weimann).
Der mit diesem Gesetz getriebene Ablaßhandel ist 
in der Tat eklatant: während von Wasserexperten 
eine Abwasserabgabe in Höhe von DM 80,- je 
abgeleiteter Schadstoffeinheit (vergleichbar etwa 
der Belastung des Gewässers durch einen Einwoh­
ner im Jahr) empfohlen worden war, sollte sie nach 
Meinung der Bundesregierung aus ökonomischen 
Erwägungen zunächst auf DM 25,-, später auf DM 
40,- festgesetzt werden und wurde dann -  nach 
Einigung zwischen den Bonner Parteien und zwi­
schen Bund und Ländern -  derart geändert, daß sie 
erst vom Jahre 1981 an gilt, mit nur DM 12,- 
beginnt und bis 1986 auf DM 40 ,- steigt (und 
Abgabenpflichtige sogar bis 1989 von der Zahlung 
befreit werden können).
Neben der Frage der Sinnhaftigkeit dieses Rückzu­
ges und der Ernsthaftigkeit einer Umweltpolitik, 
die sich in solchen Rückzügen manifestiert, steht 
aber weiterhin die Frage an, ob die erwarteten 
Wirkungen tatsächlich eintreten werden. Ist die 
vermutete Signalwirkung des Abwasserabgabenge­
setzes voll aktivierbar oder wird das Gesetz auch in 
die Verhinderung der Gewässerreinigung Umschla­
gen können, weil faktisch mit der Abgabenentrich­
tung das Recht auf Umweltverschmutzung -  ein 
„Ablaß für Umweltsünden“ -  erkauft wird? Es wird 
nicht ohne Grund vermutet, daß es dem Ver­
schmutzer gleichgültig sein könnte, ob ihm Kosten 
für ungereinigtes Abwasser plus Abwasserabgabe 
o d e r für die eigene Abwasserreinigung ohne Abga-, 
be entstehen, sofern beide Kostengrößen nicht 
sonderlich voneinander abweichen.
Besondere Probleme können allerdings auch in den 
Vollzugsaufgaben des Abwasserabgabengesetzes 
liegen. Die Aufgabe der Überwachung des Gewäs­
sers wird durch die Abwasserabgabe ja keineswegs 
überflüssig sondern eher noch verstärkt, sodaß die
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jjjage durchaus verneint werden mag, ob es zu einer 
fjettoentlastung der Behörden durch die Politik des 
„egativen Anreizes“ kommt. Diese Argumente -  

jie von einigen Gegnern des Gesetzes aufgebauscht 
werden („Supermonster von Gesetz; wir verwalten 
unS noch zu Tode“ , so der bayrische Innenstaatsse- 
Icretär) -  dürfen jedoch nicht genügen, das Abwas- 
geigesetz noch vor seiner eigentlichen Bewährungs­
probe wieder abzuschaffen oder wesentlich zu 
verharmlosen. Das Gesetz liefert ein Instrument 
jer richtigen Kostenzuordnung, das anderen In­
strumenten theoretisch in mancher Hinsicht überle­
gen ist; der Nachweis der praktischen Überlegen­
heit erfordert zunächst und vor allem seine effektive 
Anwendung.
Im Zusammenhang mit der Politik positiver bzw 
negativer Anreize steht aber auch die Frage nach 
den Möglichkeiten einer stärkeren pretialen (preis­
lichen) Lenkung im Bereich des Gewässerschutzes: 
Ermittlungen über die Preis- und Einkommensela­
stizität der Nachfrage nach Wasser müßten durch­
geführt oder aktualisiert werden, um herauszufin­
den, ob und in welchem Maße aktiver Umwelt­
schutz auch über die bewußte Gestaltung des 
Wasserpreises möglich ist. Ein höherer Wasserpreis 
für bestimmte Verwendungszwecke könnte sowohl 
den mengenmäßigen Anfall an Abwasser reduzie­
ren, als auch und vorallem das Abwasser-Recycling 
fördern.
Eine erneute Behandlung verdient schließlich 
aber auch die Frage nach anderen organisatorisch­
institutionellen Lösungsmodellen im Umweltschutz 
imallgemeinen und für die Rhein-Sanierung imbe­
sonderen (zB genossenschaftliche, verbandsmäßig 
Lösungen; Umorganisation der regionalen Wasser­
versorgung und allgemein: der regionale Bezugs­
rahmen für die Behandlung struktureller Proble­
me), die im Ausland zur Zeit eine stärkere Beach­
tung findet, als dies bei uns der Fall ist.

6. Forderungen

Einige der oben angestellten Überlegungen sollen

zum Schluß in Form von stichwortartigen Forde­
rungen zusammengefaßt werden:
(1) Offene Diskussion der ökonomischen Struk­
turprobleme der „Rhein-Sanierung“ ; stärkere 
Ausrichtung der Siedlungs-, Wirtschafts-, Infra­
struktur- und Standortstrukturen an den konkreten 
Umweltproblemen des Rheins.
(2) Beeinflussung der Hauptakteure zugunsten 
umweltschonender Verhaltensweisen; klarlegen 
der (vermuteten) Konflikte zwischen Umwelt­
schutzmaßnahmen und der betriebswirtschaftlichen 
Rentabilität der von Maßnahmen betroffenen Wirt­
schaftsaktivitäten; Ermittlung und Vermittlung der 
volkswirtschaftlichen Vorteile einer aktiven Rhein- 
Sanierung.

(3) Verbesserung der Informationslage zur Sanie­
rung, und zwar bezüglich der konkreten Ver­
schmutzungssituation, der anzustrebenden Sanie­
rungsziele, der zu ihrer Durchsetzung erforderli­
chen Instrumente und Maßnahmen; stärkere Ver­
ankerung ökologischer Gesichtspunkte in allen 
Fach- und Regionalplanungen, die das Rheingebiet 
betreffen.

(4) Diskussion der Rationalität staatlicher Investi- 
tions- und Subventionsprogramme und des Behör­
denhandelns; Ermittlung und Überwindung der 
Defizite im regulativen Bereich der Umweltpolitik; 
stärkeres Herausstellen des „Verursacherprinzips“ 
am Beispiel der Rhein-Sanierung.

(5) Politische Diskussion und Wertung der Interes­
sen der Hauptverschmutzer im Vergleich mit dem 
ökologischen Nutzen und den ökonomischen Vor­
teilen einer aktiven Rhein-Sanierung; kritische 
Analyse der Wirtschaftsförderungspolitik unter 
ökologischen Gesichtspunkten; Hervorhebung der 
Vorteile indirekter Lenkung in der Umweltpolitik 
am Beispiel der Abwasserabgabe, Kritik der Nach­
teile dieser Lösung; Ergänzung des vorhandenen 
Instrumentariums zur Rhein-Sanierung und Ver­
besserung seiner organisatorisch-institutionellen 
Basis.


